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Gerechtigkeit als Frage des Masses
In der Schweiz lässt sich keine soziale Misere mit steigenden Topeinkommen, geringerer Steuerbelastung an der Spitze  
und einer stärker belasteten, schrumpfenden Mittelschicht nachweisen. CHRISTOPH A. SCHALTEGGER

Die Weihnachts- und Neujahrszeit – auf die wir 
nun zurückblicken – sensibilisiert viele von uns 
und regt zum Nachdenken an. Die kalten Tage 

bieten Raum für grundsätzliche Überlegungen nach 
dem Sinn des eigenen Daseins. Komme ich meiner Ver-
antwortung als Mensch, getragen in einer sozialen Ge-
meinschaft, genügend nach? Wo ist meine Rolle in der 
Gesellschaft, um Zusammenhalt und Solidarität zu stär-
ken? Wir besinnen uns auf das Gute, das uns widerfah-
ren ist, und auf die Nächstenliebe, 
durch die auch wir Menschen um uns 
herum glücklich machen können. 

Das alles hat viel mit einem 
menschlichen Grundbedürfnis zu tun: 
dem Bedürfnis nach Gerechtigkeit. 
Gerechtigkeit soll uns widerfahren, 
wie auch wir gerecht sein und so wahr-
genommen werden wollen. Gerech-
tigkeit ist dabei ein schillernder Begriff 
mit vielen Facetten. Eine Gesellschaft, 
die umfassende Gerechtigkeit zu er-
füllen verspricht, muss notwendiger-
weise an ihrem Anspruch scheitern. 
Zu viele Gerechtigkeitspostulate ste-
hen in einem Spannungsverhältnis.

Dies gilt auch und im Besonderen, 
wenn es um die Einkommensvertei-
lung in einer Gesellschaft geht. Es ist 
ein schöner, aber leider unrealisti-
scher Gedanke, dass ein politisch 
 akzeptables Mass an Einkommens-
disparitäten zwischen Arm und Reich 
allein durch Freiwilligkeit erreicht werden könnte. 
 Gerechtigkeit braucht die Macht des Staates: nicht nur, 
aber auch. Gleichzeitig wissen wir, dass mit dem durch 
ein Obligatorium notwendigen staatlichen Zwang die 
Ansprüche an die Gerechtigkeit sowohl der Geber als 
auch der Nehmer steigen.

In der demokratischen Dauerdebatte 
Die gesellschaftliche Kontroverse ist somit program-
miert: Während die einen im Namen der Leistungs-
gerechtigkeit Zurückhaltung bei der Umverteilung 
 anmahnen, fordern die anderen im Namen der Bedarfs-
gerechtigkeit mehr Solidarität ein. Ein von allen geteil-
tes Ausmass an Einkommensgleichheit zur Erfüllung 
von Gerechtigkeit ist eine soziale Utopie. Das richtige 
Mass an Einkommensverteilung ist in einem demo-
kratischen Rechtsstaat der dauernden politischen Aus-
marchung ausgesetzt. 

Um in einer solchen Situation der fundamentalen 
Unsicherheit trotzdem den politischen Kompass nicht 
zu verlieren, bieten sich Vergleiche an. Vergleiche erlau-
ben, sich ein realistisches Bild des Handlungsbedarfs 
und der Handlungsmöglichkeiten zu machen. Das gilt 

auch bei Fragen der Einkommensverteilung und der 
Verteilung der Steuerlast als wichtigen Indikatoren für 
soziale Gerechtigkeit. Staatliches Engagement sollte evi-
denzbasiert sein, denn mehr Umverteilung heisst noch 
lange nicht mehr soziale Gerechtigkeit. Was tut der Staat, 
und wie sehen die Einkommensverteilung und die 
Steuerlastverteilung in der Schweiz aus?

In einer Studie zusammen mit Christian Frey und 
Melanie Häner sind wir diesen Fragen nachgegangen. 

Unsere Resultate zeigen die Bedeu-
tung des Steuerstaates im Generel-
len und der umverteilenden Wir-
kung der Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung AHV im Speziellen: 
Die Einkommensverteilung in der 
Schweizer Gesellschaft ist äusserst 
stabil und hat sich in den letzten 
Jahrzehnten kaum verändert. Weder 
nehmen die Spitzeneinkommen 
dramatisch zu, noch hat der Mittel-
stand wesentlich verloren oder hat 
eine Polarisierung der Gesellschafts-
schichten stattgefunden.

Das ist ein bemerkenswertes Re-
sultat: Trotz weitreichenden struk-
turellen Änderungen auf dem Ar-
beitsmarkt durch Globalisierung 
und durch technische Innovatio-
nen schafft es die Schweiz, dass die 
Markteinkommen breit gestreut 
werden und allen gesellschaftlichen 
Schichten zugutekommen. 

Zweitens: Die Solidarität hat nicht abgenommen: Die 
einkommensstärksten 10% leisten einen im Verhältnis 
zu ihrem Einkommen überproportionalen Anteil an den 
Einkommenssteuern. Die Einkommensanteile der bei-
den stärksten Gruppen (Top 1% sowie Top 10% bis 1%) 
sinken entsprechend markant nach Steuern. Genauso 
konzentrieren sich auch die Solidaritätsspender in der 
AHV stark an der Spitze der Einkommensverteilung. 
Hier leisten ebenfalls die Top 10% einen beachtlichen 
Solidaritätsbeitrag. Entsprechend sinkt ihr Einkom-
mensanteil, wenn neben der Einkommenssteuer auch 
die AHV eingerechnet wird.

Davon profitieren die unteren Einkommensschich-
ten (untere 50%) bis in die Mittelschicht (Top 50% 
bis 25%). Diese beiden Gruppen leisten bereits bei 
der Einkommenssteuer einen unterproportionalen 
 Anteil, ihr Einkommensanteil nach Steuern liegt ent-
sprechend höher. Unter Einbezug der Alters- und 
 Hinterlassenenversicherung steigt ihr Einkommens-
anteil zusätzlich. Die Gruppe der oberen Mittelschicht 
(Top 25% bis 10%) leistet sowohl bei den Einkom-
menssteuern wie auch im Rahmen der AHV einen in 
etwa proportionalen Anteil, sodass ihr Einkommens-
anteil kaum beeinflusst wird.

Die umverteilende Wirkung steigt bei den obersten 
Einkommen markant. Das oberste 1% vereinnahmt vor 
Steuern rund 11% allen Einkommens, nach Steuern 
noch 8,7%. Durch die Alters- und Hinterlassenen-
versicherung reduziert sich der Anteil weiter auf 7,9%. 
Während die steuerliche Umverteilung den Einkom-
mensanteil des obersten 1% somit um 21% reduziert, 
 erhöht die AHV diese Wirkung auf 28%.

Mit unbegrenzten Lohnabzügen und einer pla-
fonierten Rente weist die AHV eine Umverteilungs-
wirkung auf, die direkt mit der steuerlichen Progres-
sion vergleichbar ist. Unsere Resultate zeigen, dass dies 
besonders für die Entwicklung der Einkommens-
konzentration von Bedeutung ist. So verstärkt der Ein-
bezug der AHV die umverteilende Wirkung der pro-
gressiven  Einkommensteuer beträchtlich. Mit den Top 
10% leistet dieselbe Gruppe einen Solidaritätsbeitrag, 
die auch einen überproportionalen Anteil an den Ein-
kommenssteuern abliefert.

Umverteilungswirkung nimmt zu
Zudem verändert sich aufgrund der Umverteilung in der 
AHV die Dynamik in der Einkommenskonzentration. 
1948 eingeführt und in den Siebzigerjahren deutlich 
ausgebaut, verstärkte die AHV ihre Umverteilungs-
wirkung über die Zeit. Insgesamt – unter Berücksichti-
gung der Einkommenssteuern und der AHV – lässt sich 
in der Schweiz damit eine Zunahme der Umverteilungs-
wirkung bei den Topeinkommen feststellen.

Die Kombination der umlagefinanzierten Alters-
sicherung mit Elementen der Einkommensumvertei-
lung im Rahmen der Alters- und Hinterlassenenversi-
cherung ist nicht ohne Probleme. Politische Spannungs-
verhältnisse und Zielkonflikte, die sich daraus ergeben, 
erschweren Reformen zur nachhaltigen Finanzierung 
des Sozialwerks. Trotz der seit langer Zeit absehbaren 
immensen finanziellen Belastung durch die Pensionie-
rung der geburtenstarken Babyboomer-Jahrgänge bleibt 
das Problem nach wie vor ungelöst. 

Wie steht es um die Gerechtigkeit in der Schweiz? 
Unsere Spurensuche nach belastbaren Fakten zur 
 Einkommensverteilung und der Verteilung der Steuer-
belastung kann zu dieser grossen Frage Einblicke bieten. 
Die oft beklagte soziale Misere mit steigenden Top-
einkommen, geringerer Steuerbelastung an der Spitze 
und einer stärker belasteten und schrumpfenden Mit-
telschicht gehört ins Reich der Mythen. 

Auch wenn damit eine abschliessende Antwort auf 
den Zustand der Gerechtigkeit in der Schweiz nicht 
 gegeben werden kann, so lässt sich mit etwas Mut 
doch schliessen: Um die Einkommensverteilung in der 
Schweizer Gesellschaft ist es nicht schlecht bestellt. 

Christoph A. Schaltegger ist Professor für politische  
Ökonomie an der Universität Luzern.

Als wäre nichts gewe-
sen. Am Freitag und 
am Montag gaben die 
Aktienmärkte rund um 
den Globus nach, 
der Ölpreis stieg, 
und das Gold, 
immer beliebt 
als sicherer 
 Hafen, verteu-
erte sich auf 
den höchsten 
Stand seit sie-
ben Jahren.

Doch das 
war’s dann auch 
schon. Die Ak-
tienmärkte haben 
sich schnell 
 erholt, die Indizes 
der wichtigsten 
Aktienmärkte 
 notieren gemes-
sen am Beginn 
des jungen Jahres kaum verändert 
bis leicht im Plus. Der Ölmarkt hat 
sich beruhigt, die Notierungen liegen 
weit unter dem Stand vom Frühjahr 
2019, und nicht einmal die Indizes, 
die die Volatilität am Aktienmarkt 
messen, sind auffällig.

Also war da überhaupt was? Ja, 
 natürlich, da war sehr wohl etwas. 
In der Nacht auf Freitag wurde in der 
irakischen Hauptstadt Bagdad der 
iranische General Kassem Soleimani, 
Herrscher über die Al-Quds-Elite-
truppen, durch Lenkwaffen einer 
 US-Drohne getötet. Martialische 
 Drohungen sind die Antwort und 
werden ihrerseits martialisch erwidert.

Die Investoren sind abgebrüht. Es gibt 
zwar Argumente für Besonnenheit – 
weltweit läuft die Konjunktur nicht 
schlecht, die Zinsen sind niedrig, 
 entsprechend sagt kaum jemand ein 
wirklich schlechtes Jahr voraus. Was 
soll schon Schlimmes passieren 
in einem Jahr, in dem US-Präsident-
schaftswahlen stattfinden...

Doch Szenarien grosser Schock-
wellen sind nicht unrealistisch 
(vgl. Seite 15). Denkbar wäre etwa 
eine Blockade der Strasse von Hor-
mus, der weltweit wichtigsten Route 
für  Öltransporte. Aber es herrscht 
Sorg losigkeit. Das ist das eigentliche 
 Risiko. Die Fallhöhe steigt und steigt.

ADRIAN BLUM  
Stv. Chefredaktor   

zum Thema 
Risikofreude

Einfach sorglos

Der  starke Mann Chinas kommt nicht 
zur Ruhe. Vom Handelskrieg mit den 
USA über die Krise in Hongkong bis hin 
zur internationalen Kritik an den Men-
schenrechten im Land musste der chine-
sische Präsident Xi Jinping 2019 erhebli-
che Rückschläge hinnehmen, und seine 
Aussichten für das Jahr 2020 scheinen 
noch schlimmer zu sein.

Im vergangenen Mai hätte China den 
Handelskrieg mit den USA beenden und 
seiner stockenden Wirtschaft einen ent-
scheidenden Schub geben können. Aber 
in letzter Minute machten die chinesi-
schen Verhandlungsführer einen Rückzie-
her – zu einer Reihe von Themen, die die 
amerikanischen Unterhändler bereits als 
abgeschlossen betrachtet hatten. Da der 
Handelskrieg auch für die USA sehr kost-
spielig ist, war Präsident Donald Trump 
wütend und revanchierte sich.

Handelskonflikt belastet
Neben der Verhängung neuer Zölle be-
mühte er sich verstärkt, Chinas Zugang zu 
wichtigen Technologien einzuschränken. 
Weniger als zwei Wochen nach dem 
 Scheitern des Handelsabkommens unter-
schrieb Trump ein Dekret, mit dem er es 
den US-Unternehmen untersagte, Tele-
kommunikationsausrüstung von Herstel-
lern zu nutzen, die seine Regierung als 
 Gefahr für die nationale Sicherheit sieht. 
Der prominenteste von ihnen ist der chi-
nesische Technologiegigant Huawei, den 
Trump bereits seit Monaten im Visier hat.

Auch wenn sich die USA und China auf 
ein neues Phase-1-Handelsabkommen ei-
nigen wollen, wird der Technologiekrieg – 
und die allgemeine Konfrontation zwi-
schen den beiden Grossmächten – weiter-
gehen. Xis Probleme werden nicht ver-
schwinden, da China wirtschaftlich vom 

Rest der Welt abhängig bleibt und auf 
einen steigenden Lebensstandard ange-
wiesen ist, um weiterhin die Legitimität 
der Einparteiregierung zu rechtfertigen.

Weitere Gefahren drohen aus Hong-
kong, wo die schlimmste politische Krise 
seit der Rückkehr unter die chinesische 
Herrschaft im Jahr 1997 wütet. Sie begann, 
als Hongkongs – von China unterstützte – 
Regierungschefin ein Gesetz vorschlug, 
um die Auslieferung von Verdächtigen 
nach China zu erleichtern. Dies sahen die 
Menschen als Teil einer grösseren Regie-
rungskampagne für mehr Kontrolle über 
die Sonderwirtschaftszone, und sie gingen 
in Massen auf die Strasse.

Die Regierung weigerte sich, nachzu-
geben, also wurden die Demonstranten 
noch wütender, und ihre Zahl nahm wei-
ter zu. Asiens Handelszentrum wurde zu 

einem Kriegsgebiet: Die Schutzpolizei 
feuerte Tränengas und Gummigeschosse 
auf Demonstranten, die mit Molotow-
cocktails und Pflastersteinen antworteten. 
Als nach Monaten das Gesetz dann formal 
zurückgezogen wurde, war es zu spät, um 
den Geist wieder in die Flasche zu stecken. 
Trotz Tausender Verhaftungen machen 
die Demonstranten keine Anstalten, sich 
zurückzuziehen.

Ende November, nach über sechs Mo-
naten Unruhen, musste Peking die grösste 
Demütigung erleiden, als bei den Kom-
munalwahlen in Hongkong fast 3 Mio. 
Wähler den demokratiefreundlichen Kräf-
ten (mit 388 der 452 umkämpften Sitze) 
zu einem überwältigenden Sieg verhalfen. 
Ab diesem Punkt wäre ein brutales Ein-
schreiten wie beim Massaker vom Tianan-
men-Platz von 1989 wahrscheinlich nach 
hinten losgegangen, was Xi nur wenige 
Möglichkeiten liess.

Einen weiteren schweren Schlag erlitt 
Xi im November, als die «New York Times» 
mehr als vierhundert Seiten an internen 
chinesischen Dokumenten über die Mas-
seninhaftierung ethnischer Minderheiten 
– besonders muslimischer Uiguren – in 
der Region Xinjiang in die Hände bekam. 
Nur chinesische Regierungsinsider hatten 
Zugang zu derart heiklem Material, was 
nahelegt, dass es von Xis politischen Geg-
nern absichtlich an die westliche Presse 
weitergegeben wurde, um seinem inter-
nationalen Ruf zu schaden.

Ausserdem verliert Xi seine Kontrolle 
über Taiwan. Ende 2018 Jahres musste Tai-

wans regierende Demokratisch-Progres-
sive Partei, die sich für die Unabhängigkeit 
einsetzt, unter der Führung von Präsiden-
tin Tsai Ing-wen bei der Parlamentswahl 
eine schmerzhafte Niederlage einstecken. 
Aber seit den Protesten in Hongkong 
konnte Tsai sich als Verteidigerin Taiwans 
gegenüber einem Strohmann der chinesi-
schen Regierung profilieren, der das Mo-
dell «Ein Land, zwei Systeme» akzeptieren 
würde. In den Präsidentschaftswahlen am 
11. Januar scheint Tsai nun vor einem Erd-
rutschsieg zu stehen.

Für die Probleme des vergangenen Jah-
res kann Xi nur sich selbst die Schuld ge-
ben – oder, genauer gesagt, der übermäs-
sigen Zentralisierung seiner Macht. Auch 
vor seinem Amtsantritt Ende 2012 gab es 
bereits Handelsstreitigkeiten mit den 
USA, Sorgen über den chinesischen Ein-
fluss auf Hongkong und ethnische Span-

nungen in Xinjiang. Aber Chinas kollek-
tive Führung konnte verhindern, dass 
diese Krisen eskalierten – hauptsächlich 
aufgrund ihrer Risikoscheu. Als 2003 mehr 
als 0,5 Mio. Menschen in Hongkong gegen 
einen Gesetzesvorschlag zur nationalen 
Sicherheit protestierten, war Peking sofort 
bereit, ihn zurückzuziehen.

Da Xi die politische Macht in seinen 
Händen konzentriert hat, hat sich auch 
die Art der Entscheidungsfindung geän-
dert. Wer die Politik beeinflussen will, 
muss sich nun Zugang zu Xi selbst ver-
schaffen und wird daher dazu neigen, 
ihm nur Informationen zu liefern, die 
ihm gefallen. Auch Xis Kollegen im Stän-
digen Ausschuss des Politbüros könnten 
ihm aus Angst, illoyal zu erscheinen, In-
formationen vorenthalten, die seinen An-
sichten widersprechen.

Anfälligkeit nimmt zu
Xis Intoleranz gegenüber Abweichungen 
und seine Empfindlichkeit für Hiobs-
botschaften haben seine Regierung viel 
anfälliger für politische Fehlentscheidun-
gen gemacht. Schlimmer noch: Da ein 
starker Mann sein Image weitgehender 
Unfehlbarkeit aufrechterhalten muss, 
werden  sogar manche offensichtlich in-
effektive oder kontraproduktive Mass-
nahmen nicht rückgängig gemacht.

Momentan scheint Xi die Macht noch 
fest im Griff zu haben. Aber da sich die 
Entscheidungsdynamiken an der Spitze 
wahrscheinlich nicht ändern werden, 
wird er anfälliger für die Herausforderun-
gen der kommenden Monate. Tatsächlich 
könnte 2020 für Xi zum bisher schlimms-
ten Jahr seiner Amtszeit werden.

Minxin Pei ist Professor für Politikwissen-
schaften am Claremont McKenna College. 
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Xi Jinping in Schwierigkeiten
Ursache der gegenwärtigen Probleme von Chinas Führung ist die übermässige Zentralisierung der Macht in der Hand des Staatschefs. MINXIN PEI

«China bleibt wirtschaftlich 
vom Rest der Welt abhängig 
und auf einen steigenden  
Lebensstandard angewiesen.»

«Momentan scheint  
Xi die Macht noch fest  
im Griff zu haben.»

«Um die Einkom -
mensverteilung in 
der Schweizer Gesell-
schaft ist es nicht 
schlecht bestellt.»


